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Erfut (ck). Zum 1. Mai 2013 wird 
das Leistungskomplexsystem in 
Thüringen um den Leistungskom-
plex 30 „Häusliche Betreuung“ er-
weitert. Ab diesem Zeitpunkt kön-
nen die Pflegedienste in Thüringen 
diese Leistung auf der Grundlage 
von § 124 SGB XI erbringen und 
gegenüber den Pflegekassen ab-
rechnen.

„Es ist erfreulich, dass nach lan-
gem Ringen die Leistung ,Häus-
liche Betreuung‘ nach Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Schleswig-
Holstein nun auch in Thüringen in 
das Leistungskomplexsystem auf-
genommen wird“, sagte der thü-
ringische ABVP-Landesvorstand 
Marc Tandel, „der neue Leistungs-
komplex hat sich in anderen Bun-
desländern bereits bewährt und ist 
dort gut angenommen worden.“

Der Leistungskomplex 30 wird 
mit 150 Punkten bemessen sein, 
welcher zur Ermittlung der Vergü-
tung wie gewohnt mit dem jewei-
ligen Punktwert des Pflegediens-
tes zu multiplizieren ist. Der neue 
Leistungskomplex ist dabei nicht 
mit einer Zeitvorgabe versehen und 
beinhaltet auch keine Begrenzung 
der täglichen Abrechenbarkeit, 
kann also mehrfach pro Tag abge-

rechnet werden. Dies ermögliche 
dem Pflegedienst eine individuelle 
und flexible Leistungserbringung. 
„Diese flexible Vergütungsausge-
staltung ermöglicht einen länge-
ren Aufenthalt der ohnehin an-
wesenden Pflegekraft  etwa zum 
Frühstück oder einer täglichen 
zehnminütigen Zeitungsschau, 
sowie eine stundenweise oder län-
gere Betreuung bis hin zum ge-
meinsamen Theaterbesuch“, führt 
Tandel weiter aus.

Der Leistungsinhalt orientiert 
sich am Gesetz und beinhaltet 
sinngemäß die Unterstützung im 
häuslichen Umfeld zur Aufrecht-
erhaltung sozialer Kontakte (Be-
gleitung) und die Unterstützung 
bei der Gestaltung des häuslichen 
Alltags (Beschäftigung).

Die „Häusliche Betreuung“ ist 
eine Sachleistung, die durch das 
Pflege-Neuausrichtungsgesetz 
zu Beginn des Jahres eingeführt 
wurde. Sie kann neben den bis-
her bekannten Leistungen nach 
§ 45 SGB XI zusätzlich erbracht 
und abgerechnet werden. Der 
Anspruch setzt voraus, dass die 
Grundpflege und hauswirtschaft-
liche Versorgung sichergestellt 
ist.�

„Häusliche Betreuung“ in Thüringen

Neuer Leistungskomplex 

	 Von Ralph Wißgott

Laut Pflegeneuausrichtungsgesetz hat jeder 
Pflegebedürftige, auch in der Stufe Null, bei 
erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz An-
spruch auf Leistungen der Häuslichen Betreuung 
im Rahmen der Sachleistung. Und das bereits seit 
dem 1. Januar dieses Jahres.

Nun ist es Ende April, und die Ergebnisse sind 
aus meiner Sicht beschämend. Dass die Verhand-
lung für die Vergütung nach Zeit einige Monate 
dauern könnte, hatte ich erwartet. Enttäuscht bin 
ich von der Tatsache, dass man es in den meisten 
Bundesländern nicht einmal hinbekommen hat, 
einen Leistungskomplex „Häusliche Betreuung“ 
zu schaffen. Hier sind Sachsen und Sachsen-An-
halt schon weiter als der größte Teil der restlichen 
Republik. Hier wurde dem Leistungskomplex 
„Häusliche Betreuung“ ein Wert von 150 Punkten 
hinterlegt, diese Leistung ist mehrfach abrech-
nungsfähig.

Somit können Pflegedienste in Sachsen und 
Sachsen-Anhalt nun endlich ihren Kunden diese 
Leistungen anbieten. Nach unseren Informationen 
werden diese Leistungen auch von verschiede-
nen Pflegebedürftigen schon nachgefragt. Hinzu 
kommt, dass die Pflegedienste diesen Bedarf 
erkennen und gerne decken würden.

Die Definition eines Leistungskomplexes 
„Häusliche Betreuung“ ist zeitnah möglich, vor 
allem aber vor dem PNG notwendig, in dem es 
heißt, dass der Pflegedienst eine zeitbezogene 
Vergütung einer nicht rein zeitbezogenen Vergü-
tung gegenüberstellen muss. Daher ist es nicht 
ausreichend, die häusliche Betreuung, sofern es 
dann mal Einigungen zu den Stundenvergütungen 
geben wird, nur auf Zeitbasis zu behandeln. Eine 
Gegenüberstellung erfordert einen Leistungskom-
plex.

Daher möchte ich alle Verbände und Kassen 
hiermit auffordern, schnellstmöglich – bitte noch 
vor der Sommerpause – in allen Bundesländern 
entsprechende Leistungskomplexe zu vereinba-
ren. Das kann wohl kaum so schwierig sein.

Letztendlich stellt sich die Frage, wie lange die 
anspruchsberechtigten Versicherten noch auf die 
Erfüllung ihres Anspruchs warten müssen. 

Vielleicht sollte der Gesetzgeber über Strafzah-
lungen der Kassen nachdenken, ähnlich wie beim 
Versäumnis der Begutachtungsfristen. Sonst kann 
sich das wohl noch hinziehen.
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Meinung
Leistungskomplexe für die „Häusliche Betreuung“

Nur selten zählen Fahrräder zum 
Fuhrpark eines ambulanten Pfle-
gedienstes. Das könnte sich in Zu-
kunft ändern. Denn rückwirkend 
ab 2012 werden Dienstfahrräder 
steuerlich genauso behandelt wie 
Dienstautos. Das bedeutet, dass 
die Fahrräder dann auch privat 
genutzt werden können.

Bonn.  Grundlage bildet ein neuer 
Steuererlass der Landesfinanzmi-
nister (Az. 3-S-233.4/187). Nach 
Ansicht der Wirtschaftskanzlei 
DHPG kann die Überlassung von 
Fahrrädern für Unternehmen eine 
interessante Option sein. Sowohl 
Arbeitnehmer als auch Arbeiterge-
ber können profitieren.

„Ob das Dienstfahrrad tatsäch-
lich auch für Fahrten zum Kunden 
genutzt wird, spielt für die Finanz-
behörden eine untergeordnete 
Rolle“, sagt Steuerberater Dr. Lutz 
Engelsing von der DHPG in Bonn, 
„die Angestellten dürfen das 
Zweirad weitestgehend für priva-
te Zwecke nutzen.“ Im Gegenzug 
müssen sie ein Prozent des Listen-
preises als geldwerten Vorteil ver-
steuern. Anders als beim Firmen-
wagen müssen Radpendler den 
gefahrenen Weg zur Arbeit jedoch 
nicht zusätzlich versteuern. Die fi-

nanzielle Mehrbelastung hält sich 
für Arbeitnehmer in der Regel mit 
kaum mehr als 10 Euro pro Monat 
in Grenzen. 

Grundsätzlich sind sowohl der 
Kauf als auch das Leasing von 
Fahrrädern denkbar. Die Finanzie-
rungskosten muss nicht unbedingt 
das Unternehmen schultern, Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer kön-
nen die Kosten auch untereinander 
aufteilen. Eine weitere Option: 
Mitarbeiter können ihr Dienstfahr-
rad komplett selbst finanzieren, in-
dem sie es über das Unternehmen 
leasen. Die monatliche Leasingrate 
wird im Rahmen einer Gehaltsum-
wandlung direkt vom Bruttogehalt 
abgezogen. Damit sinkt das Brut-
toeinkommen des Arbeitnehmers 
und er muss weniger Steuern zah-
len. Aber: „Die Steuervorteile kom-
pensieren den betriebsinternen 
Verwaltungsaufwand erst ab einem 
Anschaffungspreis von rund 1 500 
Euro“, warnt DHPG-Berater Dr. 
Engelsing. 

Als Dienstfahrräder kommen 
deshalb insbesondere hochwertige 
Modelle in Frage. Wenn Unterneh-
men alle Steuervorteile ausschöp-
fen, können Arbeitnehmer so erst-
klassige Bikes bis zu 40 Prozent 
unter dem Marktpreis erwerben. 

Für Arbeitgeber ist das Leasing von 
Dienstfahrrädern steuerneutral. 

Ungeachtet der Steuervortei-
le für Arbeitnehmer bietet ein 
Dienstfahrrad zudem vielfältige 
Anreize für Arbeitgeber. Gerade 
im Ballungsräumen und städti-
schen Bereichen lassen sich Fahr-
ten per Rad oft schneller als mit 
dem Auto zurücklegen. Zeitrau-
bende Verkehrsstaus und Park-
platzsuchen sind meist passé. 
Unternehmen können auch Pkw-
Stellplätze einsparen und lau-
fende Kosten senken. Obendrein 
demonstrieren Unternehmen mit 
umweltfreundlichen Verkehrsmit-
teln Nachhaltigkeit und fördern 
die Gesundheit ihrer Mitarbeiter.

So sponsert der Fiskus  
Fahrräder

Welche Modelle eignen sich? All-
tagsfahrräder taugen nicht zum 
Dienstfahrrad. Es kommen vor 
allem hochwertige Modelle in 
Betracht, wie E-Bikes, Pedelecs, 
Rennräder, Mountainbikes oder 
Falträder. Ab einem Bruttolisten-
preis von rund 1 500 Euro lohnt es 
sich, über ein Dienstfahrrad nach-
zudenken. Je höher der Bruttolis-
tenpreis des Rades ist, desto hö-

her wirken sich die Steuervorteile 
für die Arbeitnehmer aus.

Welche Kosten sind absetzbar? 
Neben den Anschaffungskosten 
findet auch Zubehör Berücksich-
tigung, wenn es fest mit dem Rad 
verbunden ist. Dazu zählt etwa ein 
eingebauter Tacho. Nicht berück-
sichtigt werden Gepäcktaschen, 
Ersatzreifen oder abnehmbare 
Schlösser. Auch eine spezielle 
Diebstahlversicherung wird steu-
erlich anerkannt. In die Leasing-
rate sind meist alle absetzbaren 
Positionen eingerechnet. 

Was ist steuerlich zu beachten? 
Bekommt der Arbeitnehmer vom 

Arbeitgeber ein Dienstrad ge-
stellt, muss dieser den geldwer-
ten Vorteil nur mit einem Prozent 
des Preises monatlich versteu-
ern. Maßgeblich für die Besteu-
erung ist nicht der tatsächliche 
Kaufpreis, sondern der Brutto-
listenpreis des Herstellers. Die 
Freigrenze für Sachbezüge von 
monatlich 44 Euro darf nicht in 
Anspruch genommen werden.�
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Neuer Steuererlass macht Fahrräder im Fuhrpark attraktiver

E-Bike statt Kleinwagen 

Als Dienstfahrräder kommen  vor allem hochwertige Modelle wie E-Bikes ab 
einem Bruttolistenpreis von rund 1 500 Euro in Betracht. � Foto: fotolia


